Stellungnahme des Grünen Parlamentsklubs

zum Entwurf eines Behindertengleichstellungsgesetzes, eines Schlichtungsstellengesetzes und einer BeinstG-Novelle; - Vorbegutachtungsverfahren

1. Grundsätzliche Bewertung: 

Behindertengleichstellung ist eine Querschnittsmaterie, die alle Kompetenzbereiche

(wie z. B.: Ministerien, Bundesländer etc.) betrifft. Deshalb ist es unumgänglich, dass nicht nur alle Bundesministerien, sondern auch die Bundesländer und all jene Stellen, die den Entwurf im Vorbegutachtungsverfahren erhalten haben, am Gesetz mitarbeiten. 

Für uns Grüne muss ein Behindertengleichstellungsgesetz für Menschen mit Behinderungen zwei Ziele erfüllen:

1. Sicherstellung der Rechtsgrundlage für ein Verbot von Diskriminierung von behinderten Menschen in allen Bereichen des täglichen Lebens

2. rechtsverbindliche Beseitigung der noch immer vorhandenen und seit Jahrzehnten bestehenden Diskriminierungen von Menschen mit Behinderungen

Ein eindeutiges Klagerecht mit Beweislastumkehr in allen Bereichen ist dafür die Grundvoraussetzung. 

Der vorgelegte Entwurf erfüllt diese unumgänglichen Grundvoraussetzung keinesfalls, er ist daher noch kein Behindertengleichstellungsgesetz, weil einzig Schadenersatzmöglichkeiten angeboten, nicht aber Handlungsweisen vorgeschrieben oder Übergangsfristen gesetzt werden. 

Die Beseitigung bereits bestehender Diskriminierungen von Menschen mit Behinderungen erfüllt dieser Entwurf ebenfalls nicht. 

Da es bei einer umfassenden Behindertengleichstellung um die rechtliche Gleichstellung  geht, ist das Wort „Gleichbehandlung“ eindeutig falsch. Gleichstellung geht inhaltlich viel weiter als eine bloße Gleichbehandlung, deshalb ist das Wort Gleichbehandlung ausnahmslos und durchgängig durch das Wort Gleichstellung zu ersetzen.    

In Österreich gibt es Gebärdensprachdolmetscher und nicht Gebärdendolmetscher. 

Deshalb ist auch das Wort Gebärdendolmetscher durchgängig und ausnahmslos durch das Wort Gebärdensprachdolmetscher zu ersetzen. 

Um ein umfassendes Behindertengleichstellungsgesetz zu erwirken, welches auch tatsächlich seinen Namen verdient, ist es unumgänglich, unverzüglich nach Beendigung der Vorbegutachtungsfrist die Arbeiten im Rahmen der „Arbeitsgruppe der Bundesregierung zur Erstellung eines Behinderten-Gleichstellungsgesetzes“ wieder aufzunehmen und zu gewährleisten, dass auch die Einbeziehung der Betroffenen wieder sichergestellt ist. 

Zum Inhalt des Vorbegutachtungsentwurfes des

· Bundesgesetztes für die Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen (Behindertengleichstellungsgesetz – BGStG)

· Bundesgesetz für die Schlichtungsstelle beim Bundesministerium für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz und die Behindertenanwaltschaft (Schlichtungsstellengesetz – SchlStG) sowie

· Änderung des Behinderteneinstellungsgesetzes (BeinstG)

schließen wir uns der Stellungnahmen des Forums Gleichstellung und den angeführten Organisationen in allen Punkten vollinhaltlich an und zwar wie folgt: 

(Textübernahme des Forums Gleichstellung) 

Inhaltlicher Teil:

Zu Artikel 1 – Behindertengleichstellungsgesetz

Ad Artikel I Abs. 1 (Verfassungsbestimmung):

Die Aufnahme der vorgeschlagenen Verfassungsbestimmung als Kompetenzgrundlage für die Querschnittsmaterie „Behindertengleichstellung“ unabhängig von der nach der bislang bestehenden kompetenzrechtlichen Anknüpfung in das BGStG, die sich inhaltlich an den Vorschlag des Forum Gleichstellung anlehnt und auch der vergleichbaren Kompetenzregelung des Art. I des Bundespflegegeldgesetzes, BGBl. Nr. 110/1993, und Art. I des Behinderteneinstellungsgesetzes, BGBl. Nr. 721/1988 idF BGBl. Nr. 313/1992, entspricht, wird begrüßt. Es können daher die bislang zu derartigen Kompetenzbestimmungen seitens des Bundes, der Lehre und der Judikatur vertretenen rechtsdogmatischen Ansätze auch auf diese Bestimmung angewendet werden.

Zur Reichweite dieser Kompetenzbestimmung wäre anzumerken, dass sich diese auf jene Regelungsinhalte bezieht, die das BGStG zum Erlassungszeitpunkt – Versteinerungszeitpunkt – enthält (arg. „wie sie im Art. II enthalten sind“). Für künftige legistische Maßnahmen des Bundes zur Novellierung des BGStG, die nach Inkrafttreten des BGStG gesetzt werden sollten, wird es erforderlich sein, dass derartige – inhaltlich vergleichbare – Regelungsinhalte in Art. II BGStG zum Zeitpunkt der Erlassung bereits bestanden haben bzw. im Ansatz bestanden und eine Weiterentwicklung dieser Vorschriften gegeben ist; nur dann wären solche künftigen behindertengleichstellungsrechtlichen legistischen Maßnahmen von Art. I BGStG auch kompetenzrechtlich gedeckt. Art. II des BGStG wird bei einer allfälligen Kompetenzprüfung für künftige legistische Maßnahmen des Bundes im Bereich Behindertengleichstellung als Versteinerungsmaterial für die Verfassungsbestimmung des Art. I Abs. 1 BGStG verstanden werden. Was also als materielle Norm nicht bereits im Ansatz in Art. II BGStG zum Erlassungszeitpunkt des Stammgesetzes vorgefunden werden kann, ist daher auch künftig kompetenzrechtlich durch Art. I BGStG nicht gedeckt und fiele somit weiterhin in die Gesetzgebungskompetenz des jeweiligen Materiengesetzgebers.

Ist die Intention daher, die Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen unabhängig von einer kompetenzrechtlichen Zuordnung auf Basis der derzeit geltenden Kompetenzverteilung gleichermaßen für alle Lebensbereiche erzielen zu wollen – wie dies den Erläuterungen zu Art. I BGStG zu entnehmen ist -, so müsste das BGStG bereits in der Stammfassung weitreichende und inhaltlich bestimmte materiellrechtliche Behindertengleichstellungsnormen enthalten, die auch weiterentwicklungsfähig sein könnten. Für derartige weitreichende materiellrechtliche Regelungen unabhängig von der bislang bestehenden verfassungsrechtlichen Gesetzgebungskompetenz würde Art. I Abs. 1 jedenfalls schon aus seinem Wortlaut heraus eine geeignete Grundlage bieten.

Bei Durchsicht des Entwurfes fällt jedoch auf, dass dieser eine große Zahl deklaratorischer Normen (Definitionen) enthält, jedoch kaum inhaltlich präzisierte materiellrechtliche Gleichstellungsbestimmungen mit normativer Wirkung aufweist. Es ist daher fraglich, inwieweit der Bundesgesetzgeber durch die mit der Schaffung des Art. I BGStG geübten Kompetenzkompetenz tatsächlich einen österreichweit einheitlichen Standard der Behindertengleichstellung grundzulegen vermag bzw. inwieweit er damit die Basis für eine künftige Weiterentwicklungsmöglichkeit durch legistische Maßnahmen schafft.

Grundsätzlich stellt dieser Gesetzesentwurf einen ersten – nicht unwesentlichen – Teil eines Behindertengleichstellungsgesetzes dar. Er deckt weitestgehend die Pönalisierung der Diskriminierung von Menschen mit Behinderungen, schützt jedoch nicht davor – mangels Unterlassungs- und Verhaltensanordnungsmöglichkeiten im Sanktionsteil. Auch enthält der Entwurf noch keine für die Gleichstellung durch positive Maßnahmen und angemessene Vorkehrungen unerlässliche materiellrechtlichen Bestimmungen, wie z. B.

1. das Recht auf gleichberechtigte und chancengleiche inklusive Bildung in allen Bildungseinrichtungen und Ausbildungsstufen und einschließlich nötiger flankierender Maßnahmen

2. Bildungsstätten müssen - unabhängig vom Träger - bis zu einem
festgesetzten Termin barrierefrei zugänglich sein

3. Das Recht auf Gebärdensprachdolmetschung auch in Schule, Universität und
sonstigen Ausbildungsgängen

4. das Recht auf Zugang zum öffentlichrechtlichen Fernsehen als wichtigstem, einzigem und geeignetem Informationsmedium für gehörlose Menschen

5. alle schriftlichen Informationen müssen für Menschen mit Behinderungen
zugänglich gemacht werden können, und zwar - und das geht über das aktuelle Urheberrecht hinaus - ohne dass den Betroffenen dadurch Kosten entstehen, die über dem allgemeinen Kaufpreis für ein Werk liegen. Dazu gehört auch die barrierefreie Gestaltung von Webseiten und hier wäre wieder eine Frist festzulegen, innerhalb der dies umgesetzt werden muss

6. die gleichberechtigte und chancengleiche Berufsausbildung, Berufszugangs- und Karrierechancen, Weiterbildungs- und -entwicklungsmöglichkeiten etc sowie die Beseitigung aller Berufsverbote für behinderte Menschen (das sind für den Uni-Bereich vor allem Lehrberuf und Richteramt für blinde Menschen), bei Förderungen von Hilfsmitteln, Rehabilitationsmaßnahmen usw. darf nicht mehr zwischen Behinderungsursachen bzw. Lebenslagen (berufstätig, Student usw.) unterschieden werden. Weiters muss die Unterscheidung zwischen Erstausbildung und späteren zusätzlichen Ausbildungen im Hinblick auf Fördermaßnahmen fallen etc.

7. besondere Fördermaßnahmen für behinderte Frauen

8. das Recht auf selbstbestimmtes Leben (Finanzierung von Persönlicher Assistenz)


Es hat daher der Art. I in Hinblick auf den bisherigen Regelungsgehalt des Art. II eher beschränkte Bedeutung für eine künftige Weiterentwicklung des Behindertengleichstellungsrechts; mehr Bedeutung und Wert könnte dem BGStG nur durch die Aufnahme eines umfangreichen materiellrechtlichen Gleichstellungsrechtsteils verliehen werden, was aus Sicht des Forum Gleichstellung unerlässlich wäre.

Alternativ wären jedoch auch andere verfassungsrechtliche Konstruktionen denkbar, die gewählt werden könnten, um dem BGStG mehr Schlagkraft und Weiterentwicklungsmöglichkeiten zu verleihen und einen österreichweit einheitlich hohen Standard der Behindertengleichstellung zu gewährleisten:

1. Es könnte ein unmittelbarer Kompetenztatbestand „Behindertengleichstellung“ des Bundes in Gesetzgebung und Vollziehung geschaffen werden, wie dies auch bereits beim Parlamentshearing des Österreich-Konvents von den VertreterInnen der Behindertenbewegung am 15.12.2003 gefordert wurde

2. Alternativ wäre es auch denkbar, einen Bedarfsgesetzgebungstatbestand in Anlehnung an jene Fälle des Art. 11 B-VG für Behindertengleichstellung zu schaffen, wobei die Vollziehung in Beschwerdeverfahren unmittelbar durch Bundesbehörden sicherzustellen wäre

Ad Artikel II

Ad § 1:

Die Zielbestimmung enthält die Absicht zu präventiven sowie zu defensiven und offensiven Maßnahmen gegen Diskriminierung sowie positive Aktionen für Gleichstellung im Gesellschaftsleben und für ein selbstbestimmtes Leben. Die Bestimmung ist in dieser Allgemeinheit durchaus zweckmäßig, solange eine hinreichende und vertretbare Präzisierung dieses Zieles durch materiellrechtliche Normen in den folgenden Bestimmungen erfolgt.

Gerade an inhaltlich präzisen materiellrechtlichen Bestimmungen mit normativer Wirkung mangelt es jedoch in diesem Entwurf.

Außerdem sollte die Wortfolge „gleichberechtigte Teilhabe“ in „gleichberechtigte und chancengleiche Teilhabe“ abgeändert werden, da die „chancengleiche Teilhabe“ weiter geht als die bloß „gleichberechtigte Teilhabe“ und auch erforderlichenfalls Unterstützungsleistungen bzw. positive Diskriminierungsmaßnahmen umfasst.

Ad § 2:

Die Beschreibung des Geltungsbereiches bezieht sich lediglich auf Diskriminierungen von Menschen mit Behinderungen. Das erscheint zu eng gefasst, da auch Maßnahmen zur Gleichstellung im Gesellschaftsleben und zur Verwirklichung des selbstbestimmten Lebens mitumfasst sein müssen (siehe Zielbestimmung in § 1 des Entwurfes). Diese können jedoch nicht bloß durch ein Diskriminierungsverbot gewährleistet werden, sondern müssen sich in klar normierten Anordnungen zur Herstellung der Gleichstellung und Sicherung des selbstbestimmten Lebens äußern, z. B. „Bundesgebäude müssen innerhalb der nächsten fünf Jahre ab Inkrafttreten barrierefrei gestaltet werden. Ein Verstoß gegen diese Bestimmung stellt eine Diskriminierung im Sinne des BGStG dar.“ Oder „Der Grundsatz der Barrierefreiheit ist in allen in Betracht kommenden Verfahren zu wahren.“.

Wenngleich der Diskriminierungsschutz des § 7 BEinstG ausdrücklich vom Geltungsbereich des BGStG ausgenommen ist, lässt sich daraus e contrario ableiten, dass andere Diskriminierungsschutznormen, wie z. B. in Art. IX Abs. 1 Z 3 EGVG oder in § 87 GeWO, vom Geltungsbereich dieses Gesetzes mitumfasst sein sollen.

Ad § 3 Variante 1:

Vorausgeschickt wird, dass das Forum Gleichstellung jene Definitionsvariante, die aus dem Entwurf des Forum Gleichstellung entnommen und als Variante 2 dem Entwurf eingefügt wurde, gegenüber der Variante 1 bevorzugt. Dennoch seien an dieser Stelle einige Überlegungen zur Definitionsvariante 1 angestellt:

Bei der Definition in Abs. 1 fällt auf, dass sinnesbehinderte Menschen fehlen – wird doch später sehr wohl von Sinnesbehinderung im Gesetzeswortlaut gesprochen. Die nach den EB unterstellte Subsumtion der Sinnesbehinderung unter den Begriff „Körperfunktion“ erscheint wenig transparent. Es sollte daher „Körper- und Sinnesfunktion“ heißen.

Die Bindung der Abweichung von einem altersgemäßen „Regelzustand“ an eine Mindestdauer von „voraussichtlich sechs Monaten“ in Abs. 1 lässt sich wohl nur in einem sozialrechtlichen Kontext als relevantes Abgrenzungskriterium sachlich rechtfertigen – z. B. zur besseren Steuerung und Abschätzung des Einsatzes öffentlicher Mittel -, nicht jedoch in einem gleichstellungsrechtlichen Kontext, der deutlich weiter gefasst sein muss. Die Mindestdauer von sechs Monaten müsste daher vor diesem Hintergrund jedenfalls entfallen.

Auch die Wendung „am Leben in der Gesellschaft“ schränkt den Personenkreis in einer sachlich kaum zu rechtfertigenden und wohl auch nicht beabsichtigten Weise ein; so würden etwa Personen, die nachweislich eine z. B. Sinnesfunktionseinschränkung haben, die jedoch durch Hilfsmittel korrigierbar ist – etwa hochgradig sehbehinderte Menschen -, und die wegen dieser Behinderung auch nachweislich diskriminiert werden, nach dem Wortlaut des § 3 aufgrund der obzitierten Wendung wohl vom Personenkreis dieses Gesetzes ausgeschlossen, was dem Gesetzgeber wohl nicht als intendierter Effekt unterstellt werden kann. Die Wendung hätte sohin zu entfallen.

Allgemein ist zu dieser medizinischen Definitionsvariante anzumerken, dass es einer Sachverständigenbegutachtung im Einzelfall bedürfen wird, um feststellen zu können, ob eine Abweichung vom altersgemäßen Zustand aufgrund einer der vier Behinderungsarten gegeben ist.

Ein solcher medizinisch-entwicklungsdiagnostischer Definitionsansatz bringt zwar u.U. eine vermeintliche Abgrenzungserleichterung – wobei zu bedenken ist, dass gerade der Vergleich mit dem altersgemäßen Zustand nach den Erfahrungen aus dem Pflegegeldrecht weite Interpretationsspielräume eröffnet und damit wenig Rechtssicherheit für den diskriminierten Menschen bringen wird -, verzögert jedoch allfällige Verfahren mit Sicherheit und erhöht die Administrativkosten.

Die Definition in Abs. 2 ist grundsätzlich nachvollziehbar, wobei es heißen sollte „die Verwandten in der Seitenlinie bis zum 2. Grad“ und dies auch für die Seitenlinie von Lebensgefährten gelten müsste.

Der Vorschlag des BMSG umfasst allerdings nicht Personen, die einmal behindert waren, jene, die es mit Wahrscheinlichkeit künftig sein werden bzw. auch nicht jene Personen, denen eine Behinderung zugeordnet wird oder die eine Diskriminierung aufzeigen oder bekämpfen. Diesbezüglich wäre die Regelung des Personenkreises schon vor dem Hintergrund des europarechtlich bislang postulierten Diskriminierungsschutzniveaus – siehe etwa die RL des Rates der EU 2000/78/EG und 2000/43/EG - jedenfalls zu ergänzen. Personen, „die von einer Behinderung mit Wahrscheinlichkeit bedroht sind“ werden im übrigen schon jetzt im geltenden Recht erfasst – siehe etwa das Bundesbehindertengesetz, BGBl. Nr. 283/1990.

Ad § 4:

Die Aufnahme einer Definition für den Begriff „Barrierefreiheit“ ist grundsätzlich zu begrüßen. Im Detail ist jedoch dazu folgendes anzumerken:

Zunächst werden die Objekte der Barrierefreiheit offenbar taxativ aufgezählt, was die Gefahr in sich birgt, dass wesentliche Objekte nicht erfasst sind. Die Wendung „andere gestaltete Lebensbereiche“ erscheint inhaltlich weitestgehend unbestimmt und bedürfte ihrerseits einer Definition, was unzweckmäßig erscheint.

Betrachtet man vor diesem Hintergrund etwa die Bestimmung des § 4 des Entwurfes, so fällt auf, dass diese eine Definition des unbestimmten Gesetzesbegriffes „Barrierefreiheit“ darstellt, auf die jedoch im weiteren Gesetzestext nur in Teilaspekten Bezug genommen wird – siehe § 9 Abs. 3 -, was die Frage aufwirft, weshalb dieser Begriff überhaupt definiert wird, wenn er keinen adäquaten Anwendungsbereich verliehen bekommt; es fällt auch auf, dass diese Bestimmung keinerlei Verpflichtung der Rechtsunterworfenen enthält, den Grundsatz der Barrierefreiheit unter Androhung einer Sanktion beachten zu müssen; lediglich in § 9 Abs. 3 werden einzelne Fälle umschrieben, die als verbotene Diskriminierung gelten, wobei auch hier nicht an den definierten Begriff der Barrierefreiheit angeknüpft wird.

Barrierefreiheit ist wohl unstrittig auch als Teilaspekt des Baurechts – derzeit weitestgehend Landeskompetenz in Gesetzgebung und Vollziehung – zu sehen. Da es sich bei der Bestimmung des § 4 BGStG um ein einfaches Bundesgesetz handelt, das ja nach dem Prinzip der Bundesstaatlichkeit und der damit verbundenen Verfassungsautonomie der Länder keine derogatorische Wirkung gegenüber entgegenstehenden Landesgesetzen entfalten bzw. Landesgesetzgebung nicht ergänzen oder ersetzen kann, wären ferner auch die Länder und Gemeinden nicht rechtlich verpflichtet, diesen Grundsatz bei ihrem Handeln – z. B. bei der Vollziehung des Landesbaurechts - zu berücksichtigen.

Außerdem ist auch keine verfassungsrechtliche Grundlage in Art. I BGStG für künftige, diesen Grundsatz präzisierende, z. B. baurechtliche Normen zu erblicken, die bislang in die Gesetzgebungskompetenz der Länder fielen, da das BGStG keinerlei materiellrechtliche Bestimmungen zur Konkretisierung des Begriffs der Barrierefreiheit enthält.

Zuletzt wäre auch noch darauf hinzuweisen, dass die Barrierefreiheit wohl daran zu messen sein wird, ob die Zugänglichkeit und Benützbarkeit für den Einzelnen – im Sinne von Standards, die für die größtmögliche Mehrheit der Betroffenen tauglich sind – gewährleistet ist. Mit der vorliegenden Definition wäre Barrierefreiheit u.U. auch gegeben, wenn etwa Elektrorollstuhl-Benützer nicht ohne fremde Hilfe in ein Gebäude gelangen können, da ja alle anderen Rollstuhlfahrer, gehbehinderte Menschen, blinde und gehörlose Personen durchaus ohne fremde Hilfe das Gebäude betreten und benützen können.

Wollte man umgekehrt die Bestimmung aber jeweils immer einzelfallbezogen verstehen, wofür der Wortlaut nicht unbedingt spricht, so könnte daraus ohne detaillierte materiellrechtliche Standards für Barrierefreiheit ein sehr kasuistischer „Standard“ der Barrierefreiheit mit einer seitens des Forum Gleichstellung keinesfalls beabsichtigten „Klagsflut“ resultieren.

In diesem Sinne müssten auch materiellrechtlich klare Regelungen für die Herstellung der Barrierefreiheit – z. B. durch eine statische Verbindlicherklärung der ÖNORM B 1600 idF. des Jahres 2003 bzw. verwandter ÖNORMEN (V 2100-2104 etc.) – normiert werden. Diese Standards müssten für das gesamte Bundesgebiet in gleicher Weise gelten.

In den Erläuterungen muss ferner eine ausdrückliche Klarstellung erfolgen, dass auch „Leicht-Lesbar-Versionen“ vom Begriff „Barrierefreiheit“ mitumfasst sind.
Ad § 5:

Diese Aussage ist in dieser Allgemeinheit inhaltlich wider dem Geist und dem Ziel des Gesetzes, da es sehr wohl positive Maßnahmen für eine gleichberechtigte Teilhabe am Gesellschaftsleben gibt, die gleichwohl diskriminierend wirken, wie etwa manche Sonderaktionen zur Beschäftigung behinderter Menschen im öffentlichen Dienst, durch die zwar Beschäftigungsverhältnisse geschaffen, jedoch keine vergleichbaren Fortentwicklungs- und Karrieremöglichkeiten eingeräumt werden (personelle Ausgleichsstelle, die nur zuarbeitet).  Diese Bestimmung müsste in eine neutrale, nicht präjudizierende Textierung umformuliert werden.

Ad § 6:

Die als Verfassungsbestimmung zu beschließende „Anerkennung“ der Österreichischen Gebärdensprache (ÖGS) ist grundsätzlich sinnvoll und wird begrüßt. Die Anerkennung der ÖGS als eine in Österreich gebrauchte, ansässige und vollwertige Sprache ist ein wichtiger Schritt – in der hier formulierten Form garantiert sie jedoch für ÖGS-BenutzerInnen keinerlei Sprachrechte. 
Die Anerkennung als „eigenständige Sprache“ ist mit konkreten Rechten und Bedeutungen zu füllen bzw. zu erklären. („Die Österreichische Gebärdensprache ist als eine in Österreich gebrauchte, ansässige und vollwertige Sprache anerkannt. Die VerwenderInnen der ÖGS - in erster Linie gehörlose und schwerhörige Menschen - haben folgende Rechte: ... “)
In den vergangenen 10 Jahren wurde immer wieder im Nationalrat (Petition Nr. 36/991, Petition Nr. 23/1997) die Anerkennung der ÖGS diskutiert - bis dato jedoch nicht angenommen. Das Bundeskanzleramt verlautete im Zuge der damit einhergehenden Begutachtungsverfahren, Gehörlose seien keine „Volksgruppe“, daher sei die Anerkennung ihrer Sprache nicht möglich.

Es muss auch in Österreich ein Weg gefunden werden, gehörlosen ÖGS-BenutzerInnen als ansässiger Minderheit konkrete Sprachenrechte zu gewähren.
Die Formulierung im vorgeschlagenen § 6 Abs. 2 ist abzulehnen und juristisch widersinnig. Die Verwendung von ÖGS ist derzeit nicht strafbar – daher ist die hier gemachte Zusicherung des Rechtes auf Verwendung (ohne Angabe von näheren Umständen und Bedingungen) sinnlos.
Zu ergänzen wäre, wer in welchen Bereichen des täglichen Lebens für funktionierende Kommunikation mit ÖGS verantwortlich ist. (Exkurs: Das Verständnis der Tatsache ist wichtig, dass für gehörlose Menschen Schriftsprache, d.h. Kommunikation durch die schriftliche Form der Staatssprache Deutsch, keine Alternative darstellt. Ausweichen auf Deutsch – was anderen Sprachminderheiten zumindest technisch möglich ist – besteht (auch aufgrund der derzeitigen Bildungssituation für Gehörlose) nicht. Die zwingende Verwendung der deutschen Sprache stellt eine große Einschränkung für viele gehörlosen Menschen dar.)

Im Gesetz sollte explizit festgehalten werden: Was leitet sich aus dem ‚Recht’, ÖGS zu verwenden für welche Lebensbereiche ab? 

Das Forum Gleichstellung schlägt daher folgendes vor:

· Kostenübernahme für ÖGS-DolmetscherInnen

· Recht Gehörloser, bis zur Erlangung eines Schul-/Studien-/Fachschul-/…-abschlusses uneingeschränkten Zugriff auf Dolmetschdienste zu haben 
· Verpflichtung des Staates, bei allen Behördenwegen seinerseits für eine funktionierende Kommunikation in ÖGS zu sorgen, also nach Vorankündigung selbst DolmetscherInnen zu kontaktieren und zu bezahlen. (ÖGS als Amtssprache)

· Geprüfte ÖGS-Kompetenz von Personal, das lehrend mit gehörlosen Kindern arbeitet: Frühförderung, Kindergärten, Gehörlosenschulen, Hort, Internat, ...

· Vollwertiges Schulfach ÖGS als verpflichtend ab der jüngsten Altersgruppe bereitzustellendes Angebot in allen Gehörlosenschulen, ...
· All jene genormten Prüfungsformen, die derzeit schriftlich sind (Bsp. Führerschein- theoretischer Teil) sollten auch in ÖGS ablegbar sein
Die Ausbildung von ÖGS-kompetentem Lehrpersonal ist durch ein Zertifikat zu belegen, das derzeit allerdings in Österreich noch nicht vergeben wird. Zu verankern wäre im BGStG, dass derartige Standards  - die ganz konkret längerfristig der Benachteiligung und Diskriminierung gehörloser Menschen Schranken setzen - von den ausbildenden Einrichtungen 

(Universitäten, Pädagogische Akademien, Sozialakademien usw.) ausgearbeitet und festgelegt werden müssen.

Klarer wäre eine umgekehrte Reihenfolge der Absätze 3 und 4: zuerst die Ausführungen zu ÖGS-DolmetscherInnen, dann diejenigen betreffend taubblinder Personen.
Die Verordnungsermächtigung in § 6 Abs. 4 lässt ahnen, dass konkrete Verbesserungen auf sich warten lassen werden – keine Fristsetzung für die Erlassung, wie z. B. gleichzeitig mit dem Inkraftsetzen des BGStG oder innerhalb von drei Monaten ab dem Inkrafttreten des BGStG ... Sie ist nicht nachvollziehbar notwendig und sollte stattdessen durch direkt im Gesetz explizit gemachte Regelungen ersetzt werden:

Das „Recht auf ÖGS“ beinhaltet das Recht auf staatlicherseits zu organisierende und zu bezahlende ÖGS-DolmetscherInnen-Dienste bei sämtlichen Behördenkontakten.
Die Verordnungsermächtigung in Abs. 4 erscheint ferner mit dem derzeitigen Rechtssystem nicht vereinbar und verfassungsrechtlich bedenklich. Der Einsatz von Gebärdensprachdolmetschern im Gerichts- und Verwaltungsverfahren sowie die diesbezügliche Kostenübernahme durch die Gebietskörperschaften ist bereits jetzt weitestgehend gesetzlich geregelt – siehe z. B. §§ 39a iVm § 76 AVG sowie gleichartige Bestimmungen in anderen Verfahrensgesetzen, detailliert dargestellt in „Alltag mit Behinderung“, Neuer Wissenschaftlicher Verlag, Dezember 2003, Kapitel „Diskriminierungsschutz“, und bedarf keiner neuerlichen Regelung. Eine Neuregelung durch Verordnung würde bedeuten, dass man gesetzliche Regelungen durch Verordnung ändern wollte, was aufgrund des Stufenbaues der Rechtsordnung nicht möglich ist.

Lediglich der Einsatz und die Kostenfrage im Privatbereich sowie die Ausbildung könnte allenfalls durch Verordnung geregelt werden; diesbezüglich ist jedoch fraglich, ob die Bestimmung des § 6 Abs. 4 eine hinreichende Determinierung für eine solche Verordnungsermächtigung enthält. Nach dem Legalitätsprinzip müssten die wesentlichen zulässigen Regelungsinhalte im Grundsatz und inhaltlich hinreichend bestimmt bereits in der Verordnungsermächtigung umschrieben werden, was wohl hier nicht ohne Zweifel behauptet werden kann.

Die Qualität der Ausbildung von ÖGS-DolmetscherInnen ist durch ein anerkanntes Studium an der Universität Graz hinreichend gesichert. Zu verankern wäre im BGStG allerdings, für welche Zwecke ausschließlich nach den dortigen Standards geprüfte und zertifizierte Personen herangezogen werden dürfen, sowie eine Empfehlung, nur derartige bzw. im ÖGS-DolmetscherInnen-Verband eingetragene Personen zu beschäftigen.

Materiellrechtlich wäre jedenfalls insbesondere folgendes im gegebenen Zusammenhang zu ergänzen:

· Einrichtung einer (derzeit fehlenden) österreichweit anwählbaren Telefonvermittlungszentrale (Relais) nach amerikanischem Vorbild – siehe Telekommunikationsgesetz, „Universaldienst“

· Einrichtung von (derzeit fehlenden) unabhängigen und professionellen Dolmetschzentralen, die sowohl für hörende als auch gehörlose Menschen die Organisation von ÖGS-DolmetscherInnen wesentlich erleichtern
· Der Erwerb technischer Hilfsmittel (Blitzglocke, Fax, Schreibtelefon, usw) und einschlägiger Kompetenzen (ÖGS-Kurs, Elternbildung)  durch gehörlose Menschen und auch deren Angehöriger (z.B. hörende Eltern minderjähriger gehörloser Kinder!) muss unabhängig vom Einkommen finanziell gefördert werden
· Die derzeit in der so genannten „Integrationsvereinbarung“ (FrG-Novelle 2002) festgelegte, seit 1.1.2003 nachzuweisende Deutschkompetenz für MigrantInnen muss für gehörlose AusländerInnen entweder erlassen werden oder in einen ÖGS-Kompetenznachweis abgeändert werden
Angemerkt sei auch, dass die rechtliche Verankerung des Gebrauchsrechts lautsprachbegleitender Gebärden für gehörbehinderte Menschen fehlt und der Hinweis aufzunehmen wäre, dass es neben den Gebärdensprachdolmetschern auch so genannte "Schriftdolmetscher" samt dazugehöriger Ausbildung gibt und geben soll, die hörbehinderten Personen zur Verfügung stehen und ihnen das Verstehen erleichtern und grundsätzlich ermöglichen sollen (siehe entsprechende Maßnahmen in Deutschland und Skandinavien).
Ad § 7:

Die Bindung der Förderungen aus Bundesmitteln an die Einhaltung des BGStG erscheint wünschenswert, könnte aber auch gleich durch eine zwingende Bestimmung im BGStG geschehen und müsste nicht in Form einer Programmnorm erfolgen, die in den Richtlinien durch das jeweils zur Erlassung befugte Organ erst umzusetzen ist. Ferner wäre es überhaupt erforderlich, die Vergabe öffentlicher Förderungen – sowohl im Bundes-, wie im Landesbereich - generell an die zwingende Beachtung der Grundsätze des BGStG – insb. Barrierefreiheit und Nichtdiskriminierung – zu binden.

Ad § 8:

Die Untersagung von unmittelbarer und mittelbarer Diskriminierung müsste sich jedenfalls auf einen – im Sinne der Anmerkungen zu § 3 – weit gefassten Personenkreis beziehen; es sollte daher ein Verweis auf den Personenkreis nach § 3 aufgenommen werden.

Ad § 9:

Die Definition des Abs. 1 erscheint mangelhaft. Es fehlt ein entsprechender Diskriminierungsschutz auch für Angehörige von behinderten Menschen im Sinne des § 3 BGStG sowie für Personen, die von einer Behinderung künftig betroffen sein werden oder früher betroffen waren bzw. für Personen, denen eine Behinderung zugeschrieben wird oder die eine Diskriminierung aufzeigen bzw. bekämpfen. Diesbezüglich wäre die Bestimmung unbedingt zu ergänzen.

Die Angemessenheitsbestimmung in Abs. 2 ist unzureichend, da es nicht auf eine Angemessenheit zur Zielerreichung per se zur Rechtfertigung einer Behindertendiskriminierung ankommen kann, sondern auch eine Güterabwägung zum Verbot der Diskriminierung zu erfolgen hat; eine solche Güterabwägung wird offenbar auch durch die Regelung das Abs. 4 nicht gefordert. Diesbezüglich müsste eine Güterabwägung textlich eingearbeitet werden.

Die demonstrative Regelung möglicher mittelbarer Diskriminierungstatbestände erscheint durchaus zweckmäßig zu sein, wobei die genaue Textierung der Beispielsfälle noch einer eingehenden Prüfung zu unterziehen wäre, da man bei ausdrücklich geregelten Fällen wohl schwerlich eine planwidrige und somit analogiefähige Regelungslücke unterstellen kann, sollte dabei ein wesentlicher Teilaspekt innerhalb eines Aufzählungspunktes übersehen werden.

Die in § 9 Abs. 3 Z 1-5 genannten Hilfsmittel zur Gewährung von barrierefreier Benutzung sind inkonsistent - es sollten in jedem Satz explizit ALLE verankert werden: Taktile, akustische, visuelle (ist präziser als das derzeit verwendete „optische“) oder andere.
Aus § 9, insb. Aus Abs. 5, wird deutlich, dass der Gesetzgeber offenbar keinerlei gesetzliche Fristen für die Beseitigung von Diskriminierungstatbeständen setzen will, was wohl nur bedeuten kann, dass diese aus der Praxis der Schlichtungsstelle bzw. der Judikatur erst gebildet werden sollen. Dies birgt jedoch die Gefahr in sich, dass hier im Wege der Judikatur äußerst großzügige Umsetzungsfristen festgelegt werden, die die Schlagkraft des BGStG massiv zu schmälern vermögen. Es wäre wohl im Sinne einer größtmöglichen Rechtssicherheit und Fairness für alle von dem Gesetzesvorhaben betroffenen Teile zweckmäßiger, bereits im Gesetz Fristen festzulegen, bis zu denen allfällige Diskriminierungstatbestände – z. B. nicht barrierefrei nutzbare Dienstleistungen – beseitigt bzw. durch qualitativ gleichwertige Ersatzangebote ausgeglichen sein müssen.

Ad § 10:

Abs. 1 erscheint durchaus vertretbar. Die Bestimmung des Abs. 2 widerspricht jedoch dem Gesetzesziel in § 1, wo der Diskriminierungsschutz nach dem BEinstG ausdrücklich ausgenommen wurde.

Ad § 12:

Abs. 1 sieht offenbar materiellen wie immateriellen Schadenersatz vor und wäre sohin grundsätzlich in Ordnung; es fehlt jedoch eine Mindesthöhe des immateriellen Schadenersatzanspruches, der in Anlehnung an Abs. 2 zu ergänzen wäre.

Abs. 2 enthält einen derartigen Mindestschadenersatz.

Die Klausel der sachlichen Rechtfertigung könnte jedoch in einer Vielzahl von Fällen eine Aushöhlung des Diskriminierungsschutzes bewirken, was auch durch die „Pflicht“ zur Herstellung eines annähernden Ausgleichs in Abs. 5 kaum wett gemacht werden kann, ist doch nirgendwo materiellrechtlich klargelegt, was tatsächlich im Detail als barrierefrei gilt und was nicht. Ob im Zusammenhang mit der Diskriminierung auch ein allfälliges „Verschulden“ zu prüfen wäre, ist vor dem Hintergrund der bisherigen Judikatur des EuGH zur Geschlechtergleichbehandlung und dem vorliegenden Entwurf (siehe §§ 12 Abs. 3 BGStG und § 7d Abs. 13 BEinstG) nicht ganz klar.

Jedenfalls dürfte die Verschuldensprüffrage wohl im Zusammenhang mit dem BGStG, bei dem es sich um keine Umsetzung einer EU-Gleichstellungsrichtline handelt und wo auch nicht zwingend die EU-Judikaturstandards zum EU-Gleichbehandlungsrecht anzuwenden sind, anders zu beantworten sein als bei der Novelle zum BEinstG, wo es sich um eine Richtlinienumsetzung handelt, die zwingend auch die Anwendung der Judikaturlinien des EuGH zum EU-Gleichbehandlungsrecht - Verschulden ist unerheblich - erfordert. 

Sollte das Verschulden jedoch relevant sein, könnte dies ebenfalls massiv den Wert dieses Diskriminierungsschutzes einschränken. Es müsste daher zur Klarstellung in § 12 eine Bestimmung aufgenommen werden, die besagt, dass ein allfälliges Verschulden für Schadenersatzanspruch unerheblich ist.

Insgesamt fällt jedoch auf, dass sich der Sanktionsteil lediglich auf Schadenersatz beschränkt; diese Sanktion reicht jedoch für ein schlagkräftiges BGStG nicht aus. Wesentlich wären auch Unterlassungsansprüche bzw. konkrete Verhaltensanordnungsansprüche. Letztere machen freilich nur dann Sinn, wenn auch inhaltlich präzisierte materiellrechtliche Bestimmungen vorhanden sind. Für den Extremfall wäre ferner das Instrument der Einstweiligen Verfügung zweckmäßig, das ebenfalls hier nicht enthalten ist.

Aus rechtsdogmatischer Sicht stellt sich jedoch die Frage, ob Schadenersatzansprüche überhaupt durch eine formell als Verwaltungsbehörde – wenn auch weisungsfreie – konstruierte Behörde zuerkannt werden können, oder ob dies nicht den Gerichten vorbehalten ist (arg. Angelegenheit des Zivilrechts in § 1 JN). Diesbezüglich wäre die Konstruktion der Schlichtungsstelle wohl noch genau zu überdenken.

Ad § 13:

Hier fehlt jedenfalls eine knappe Frist, innerhalb der die Schlichtungsstelle zu entscheiden hat; nach der vorliegenden Fassung würde die sechsmonatige Entscheidungsfrist des AVG anzuwenden sein (siehe § 10 Abs. 1 Schlichtungsstellengesetz), was wohl in Anbetracht auch kürzerer Entscheidungsfristen – z. B. bei der Schlichtungsstelle nach dem MRG – als unbefriedigend zu beurteilen ist.

Außerdem fehlt eine Regelung hinsichtlich der Säumnis; fraglich ist, ob ein Devolutions-

antrag an das BMSG bzw. in weiterer Folge die Säumnisbeschwerde an den VwGH zu ergreifen wäre. Eine Säumnisklage an die ordentlichen Gerichte – siehe z. B. auch § 67 Abs. 1 Z 2 ASGG - wäre in Anbetracht der sukzessiven Kompetenz zu präferieren.

Ad § 14:

Diese Kollisionsbestimmung ist inhaltlich zweckmäßig und sinnvoll.

Ad § 15:

Hier ist unklar, welches Prozessrecht anzuwenden ist.

Ad § 16:

Die Bestimmung ist zwar für den vermeintlich diskriminierten Menschen anscheinend vorteilhaft gemeint, doch hier ist nicht wirklich klar, wie verfahrensrechtlich vorzugehen ist und was unter „Kostenaufhebung“ zu verstehen ist. Es wird wohl gemeint sein, dass jede Partei die Kosten des verwaltungsbehördlichen Verfahrens selbst trägt, doch was ist mit Kosten, die durch die Klage bereits entstanden sind? Was passiert mit der Entscheidung der Schlichtungsstelle?

Letztlich würde bei einer solchen Antragsrückziehung der bereits mit Bescheid als diskriminiert festgestellte behinderte Mensch auf diese bescheidmäßige Feststellung samt Verhängung der Sanktion – Schadenersatz – verzichten, seine eigenen Kosten zu tragen haben und letztlich keine Lösung für sein Problem haben.

Hier wäre wohl alternativ eher zu überlegen, ob man dem Beklagten, dem bereits eine Diskriminierung beschieden wurde, nicht eine Verfahrenskostenbefreiung zuteil werden lässt.

Ad § 17:

Die im Vorbegutachtungsentwurf vorgeschlagene „Beweismaßerleichterung“ bringt keine Beweislastumkehr, wie sie einerseits seitens des Forum Gleichstellung gefordert wurde und wie sie andererseits auch aus den EU-Antidiskriminierungsrichtlinien abzuleiten gewesen wäre.

So sieht etwa Artikel 7 der Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27.November 2000 zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf vor, dass die Mitgliedstaaten Maßnahmen zu ergreifen haben, um zu gewährleisten, dass immer dann, wenn Personen, die sich durch die Nichtanwendung des Gleichbehandlungsgrundsatzes für verletzt halten und bei einem Gericht oder einer anderen zuständigen Stelle Tatsachen glaubhaft machen, die das Vorliegen einer unmittelbaren oder mittelbaren Diskriminierung vermuten lassen, es dem Beklagten obliegt zu beweisen, dass keine Verletzung des Gleichbehandlungsgrundsatzes vorgelegen hat.

Demgegenüber stellt aber die im § 17 gewählte Formulierung „es obliegt dem Beklagten zu beweisen, dass es bei Abwägung aller Umstände wahrscheinlich ist, dass ein anderes Motiv bzw. Umstand für die unterschiedliche Behandlung ausschlaggebend war“ eine für den Kläger ungünstigere Beweislastregel dar; im Effekt ist hier lediglich eine 49/51% Abwägung vorzunehmen, was noch nicht einmal als Beweismaßerleichterung qualifiziert werden könnte.

Ad § 18:

Hier wird ein Verbandsklagerecht nur im konkreten Einzelfall und nur der WKÖ, der AK und im Klartext der ÖAR eingeräumt. Eine Klage bei abstrakter Diskriminierung – Verwirklichung eines Diskriminierungstatbestandes unabhängig vom Einzelfall – ist nicht vorgesehen, wäre aber im Sinne einer zielgerichteten Bekämpfung von Diskriminierungstatbeständen in Form von Präzedenzverfahren und einer sich daraus ergebenden Präventivwirkung unbedingt erforderlich.

Die Einengung der Aktivlegitimation auf die drei Interessenvertretungen erscheint nicht zweckmäßig, wäre damit die Verbandsklagelegitimation für allfällig spezialisierte Klagsverbände de lege lata ausgeschlossen, was die Position der prospektiv diskriminierten Personen unzweckmäßigerweise schwächt. Die Einräumung des Verbandsklagerechts für spezialisierte Vereine oder Klagsverbände läge nicht zuletzt auch im Interesse einer zielgerichteten und qualifizierten Rechtspflege, wie internationale Beispiele zeigen.

Durch die Möglichkeit eines Verbandsklagerechts in abstrakten Diskriminierungsfällen und die Aktivlegitimation von spezialisierten Klagsverbänden könnte darüber hinaus eine Vielzahl von Verfahren in Einzelfällen durch gezielte Präzedenzfälle vermieden werden, was auch dem Grundsatz der Zweckmäßigkeit, Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Verfahrensökonomie entspräche. 

Anmerkung: In diesem Zusammenhang verweist die ÖAR auf ihre eigene Stellungnahme.

Zu Artikel 2 – Schlichtungsstellengesetz

Ad § 1:

Der Terminus „Gleichbehandlung“ ist zu eng; richtig müsste es „Gleichstellung“ heißen.

Ad § 5:

Die Senatszusammensetzungen erscheinen diskussionswürdig; insbesondere die Behinderten-Vertreter sind gegenüber den Dienstgebervertretern unterrepräsentiert.

Ferner ist anzumerken, dass auffällt, dass zwar eine Bevorzugungsklausel zugunsten von Frauen enthalten ist, jedoch im gegebenen Zusammenhang bei der Bestellung auch BewerberInnen mit Behinderung bevorzugt zu behandeln wären.

Ad § 6:

Es muss in Abs. 2 statt „Gleichbehandlungsrecht“ richtig „Gleichstellungs- und Gleichbehandlungsrecht“ heißen.

Ad § 7:

Bei der Besetzung ist wiederum anzumerken, dass auf die Bevorzugung von qualifizierten BewerberInnen mit Behinderung zu achten wäre.

Ad § 10:

Hier findet sich keine zweckmäßige kurze Entscheidungsfrist der Schlichtungsstelle (siehe Anmerkungen zu § 15 BGStG), sondern ist nach § 10 Abs. 1 die sechsmonatige Frist des § 73 AVG anzunehmen. Dies erscheint im Sinne des Gesetzeszieles nicht zumutbar und nicht zweckmäßig; es müsste eine höchstens dreimonatige Frist bis zur Entscheidung in Anlehnung an die gleichartige Regelung im Mietrechtsgesetz aufgenommen werden.

Ad § 11:

Es muss richtig „Gleichstellungs- und Gleichbehandlungsfragen“ heißen.

Ad § 13: 

In Abs. 4 ist die Erfordernis der „Eigenberechtigung“ zu hinterfragen, da dadurch eine Gruppe behinderter Menschen wieder diskriminiert wird; lernbehinderte Personen bzw. geistig behinderte Menschen wären ausgeschlossen. Die Anknüpfung an die Volljährigkeit würde keinen Ausschluss bringen. Außerdem muss es „Gleichstellung und Gleichbehandlung“ heißen.

Fraglich ist auch, ob die Voraussetzung der Österreichischen Staatsbürgerschaft und der Wählbarkeit zum Nationalrat mit den Standards des EU-Rechts – Art. 3 und 12 EGV - vereinbar ist oder ob es damit nicht zu einer Diskriminierung von EU-Bürgern käme.

Auch hier fehlt die Bevorzugungsklausel für qualifizierte behinderte BewerberInnen.

Ad § 14:

Die Berichtspflicht müsste gegenüber der Bundesregierung und allenfalls auch gegenüber dem Nationalrat bestehen, da die festgestellten Diskriminierungen wohl alle Ressorts betreffen können und auch primär im legistischen Bereich zu sehen sein werden.

Im Sinne größtmöglicher Transparenz für die diskriminierte Personengruppe und aus Gründen der Prävention sollte der Bericht auch in einer barrierefrei zugänglichen und benützbaren Form allgemein veröffentlicht werden.

Ad § 20:

Wäre durch die oben angeführten geänderten Berichtspflichten anzupassen.

Zu Artikel 3 – Behinderteneinstellungsgesetznovelle

Ad Artikel I:

Die Aufnahme einer derartigen Verfassungsbestimmung wird ausdrücklich begrüßt. Zur Umsetzung dieser Gesetzgebungs- und Vollziehungskompetenz im neuen Artikel II BEinstG darf auf die Anmerkungen zu Art. I BGStG verwiesen werden. Ausdrücklich hinzuweisen ist aber im gegebenen Zusammenhang auf die Pflicht zur Setzung angemessener Vorkehrungen und der Beseitigung von Berufszugangsschranken. Diesbezüglich müssten klarere materiellrechtliche Bestimmungen in das BEinstG aufgenommen werden.

Ad § 7:

Hinsichtlich des Diskriminierungsverbotes in Abs. 1 wird darauf hingewiesen, dass es sich bei dem geschützten Personenkreis um einen weit gefassten handeln muss – Menschen mit Behinderung, von Behinderung künftig oder in der Vergangenheit Betroffene, Personen, denen eine Behinderung zugeschrieben wird, Familienangehörige und Personen, die eine Diskriminierung aufzeigen oder bekämpfen. Dementsprechend erschiene es sinnvoll, auf einen entsprechend um diese Zielgruppen erweiterten § 3 BGStG zu verweisen bzw. § 7 Abs. 2 und 3 entsprechend den Ausführungen zu § 3 BGStG abzuändern.

Ad § 7a:

Insbesondere hier dürfte die „sachliche Rechtfertigung“ von benachteiligenden „neutralen“ Vorschriften sehr zu hinterfragen sein; gerade die in der Öffentlichkeit immer wieder diskutierten „Berufsverbote“ für Menschen mit Behinderungen – siehe blinde Richteramtsanwärter/Lehrer, gehörlose Lehrerin ... – wurde auch in der Vergangenheit stets „sachlich“ zu rechtfertigen versucht. 

In diesem Kontext erscheint eine sachliche Rechtfertigungsklausel völlig inakzeptabel, da dadurch der diskriminierende status quo einfach gesetzlich festgeschrieben würde und mit § 7a Abs. 2 dementsprechend wieder mittelbar diskriminiert würde. Dasselbe gilt für § 7a Abs. 3, der die „volle körperliche Eignung“, die sich in über 50 Berufsgesetzen als Zugangsvoraussetzung findet und im Anlassfalle beliebig interpretiert wird, als Berufszugangsschranke für verschiedene Gruppen behinderter Menschen zu rechtfertigen versucht und damit 

ebenfalls mittelbar diskriminiert. 

Die Klausel der sachlichen Rechtfertigung in § 7a Abs. 2 sowie der § 7a Abs. 3 wären ersatzlos zu streichen.

In Abs. 5 muss es statt „Gleichbehandlung“ richtig „Gleichstellung“ heißen, da der Begriff der „Gleichstellung“ inhaltlich weiter geht als jener der „Gleichbehandlung“ – siehe dazu auch die Ausführungen zum BGStG und die Terminologie in § 7a Abs. 6.

Zu § 7a Abs. 6 gilt das zu § 5 BGStG Ausgeführte entsprechend, so dass eine neutrale Formulierung im Sinne der Richtlinie 2000/78/EG vorgeschlagen wird.

Außerdem fehlt hier ein expliziter Hinweis auf das Recht von gehörlosen ArbeitnehmerInnen, durch ÖGS-DolmetscherInnen an Sitzungen, Besprechungen, Entscheidungsprozessen und auch beruflichen Zweiergesprächen als gleichberechtigte GesprächspartnerInnen teilnehmen zu können. Für die rechtzeitige Organisation müssen ArbeitgeberInnen verpflichtet werden, für die Übernahme der Kosten muss eine klare Regelung, die weder die ArbeitgeberInnen abschreckt noch die ArbeitnehmerInnen benachteiligt, verankert werden.

Ad § 7d:

Es erscheint nicht nachvollziehbar, warum hier eine Differenzierung zwischen Bundesbediensteten und anderen öffentlich Bediensteten bzw. Arbeitnehmern vorgenommen wird, dies insbesondere auch vor dem Hintergrund, dass Vorgabe war, die bestehenden Gleichbehandlungsgesetze zu harmonisieren. Es handelt sich hierbei um eine unsachliche Differenzierung, die verfassungsrechtlich bedenklich erscheint.

Generell erscheint auch nicht nachvollziehbar, weshalb für die Berechnung des Vermögensschadens an das an sich weitestgehend durch das Verwendungsgruppen / Entlohnungsgruppensystem abgelöste Dienstklassensystem angeknüpft wird (siehe § 7d Abs. 1 Z 1 und Abs. 5 Z 1).

Hinsichtlich der Sanktionen muss jedoch gelten, dass bei diskriminierender rechtswidriger Verweigerung der Begründung eines Arbeits-/Dienstverhältnisses neben dem Vermögensschaden (auch Verdienstentgang) auch ein immaterieller Schadenersatz für die erlittene Beleidigung/Kränkung/Herabwürdigung gebühren muss, was im Widerspruch zum Einleitungssatz des § 7d Abs. 1 durch die Z 1 und 2 jedoch nicht entsprechend zum Ausdruck gebracht wird.

Ferner regelt § 7d Abs. 1 Z 2 wohl offenkundig immateriellen Schadenersatz; vor diesem Hintergrund ist nicht klar, weshalb hier – im Gegensatz zu den übrigen Grundlagen für immateriellen Schadenersatz – plötzlich eine „Betragsobergrenze“ normiert wird und nicht eine „Betragsuntergrenze“; dies wäre jedenfalls zu korrigieren.

In § 7d Abs. 2 fehlt eine betragsmäßige Festlegung des immateriellen Schadenersatzes; außerdem ist kein sachlicher Grund ersichtlich, weshalb in diesem Falle der Ersatz eines etwaigen Vermögensschadens – z. B. infolge Kreditaufnahme – nicht gebühren soll.

Der alternative Anspruch auf Gewährung der Sozialleistung/Einbeziehung in die betriebliche Aus- und Weiterbildungsmaßnahme „oder“ Ersatz des Vermögensschadens in § 7d Abs. 3 und 4 ist nicht nachvollziehbar, da im Falle einer derartigen Diskriminierung wohl beide Ansprüche nebeneinander bestehen müssen. Auch hier fehlt eine betragsmäßige Umschreibung des immateriellen Schadenersatzanspruches.

Auch für Abs. 5 gilt, dass bei diskriminierender rechtswidriger Verweigerung des Aufstieges neben dem Vermögensschaden (auch Verdienstentgang) auch ein immaterieller Schadenersatz für die erlittene Beleidigung/Kränkung/Herabwürdigung gebühren muss, was im Widerspruch zum Einleitungssatz des Abs. 5 durch die Z 1 und 2 jedoch nicht entsprechend zum Ausdruck gebracht wird. Im übrigen gilt das zu Abs. 1 gesagte sinngemäß.

Der Anspruch auf „Gewährung der gleichen Arbeitsbedingungen wie ein anderer Arbeitnehmer“ in Abs. 6 entspricht jedenfalls nicht den Anforderungen einer entsprechenden Umsetzung der Richtlinie 2000/78/EG. Art. 5 der Rahmenrichtlinie ist nicht vollständig umgesetzt, da positive Vorkehrungen mehr sind als die Verhinderung mittelbarer Diskriminierung – z. B. die Möglichkeit auf Umschulung, Fortbildung, die Veränderung der Arbeitszeit oder des Arbeitsplatzes. Außerdem muss auch hier der Ersatz des Vermögensschadens und des immateriellen Schadens kumulativ und nicht alternativ zur Verfügung stehen.

Auch in § 7d Abs. 7 muss neben dem Feststellungs-/Rechtsgestaltungsanspruch ein Ersatzanspruch für den Vermögens- wie den immateriellen Schaden zur Verfügung stehen. Die bloße Nachzahlung allfällig zustehenden Arbeitsentgelts reicht nicht aus. Eine sachliche Rechtfertigung für diese Verweigerung des Schadenersatzes lässt sich ebenfalls nicht erkennen.

Auch in Abs. 8 und 9 muss es statt „oder“ richtigerweise „und“ heißen, da keine sachliche Begründung erkennbar ist, weshalb der Schadenersatzanspruch nur alternativ angeboten werden soll.

Die Bestimmung des Abs. 12 erscheint vor dem Hintergrund der Verfassungsbestimmung des Art. I BEinstG nicht nachvollziehbar; müssen die Diskriminierungsschutzstandards, die hier aufgestellt werden, doch wohl gleichermaßen für alle Menschen mit Behinderungen bzw. den von Diskriminierung betroffenen erweiterten Personenkreis gelten. Ließe man die Regelungskompetenz für Landes- und Gemeindebedienstete bei den Ländern, stellte sich die Frage, wofür die Verfassungsbestimmung eigentlich nötig sei.

In Abs. 13 wird klar für die Bemessung der Höhe des Schadenersatzes auf Erschwerungsgründe abgestellt, die auch Verschuldenselemente beinhalten. Inwieweit sich dies mit den Standards des Diskriminierungsschutzes, die durch das EU-Recht und die Judikatur Des EuGH gebildet wurden, deckt, ist zu hinterfragen. Hat doch der EuGH zur Frauengleichbehandlung bereits mehrfach ausgesprochen, dass ein allfälliges Verschulden im Bereich des Diskriminierungsschutzes unerheblich ist.

Ad § 7e:

Zum aktivlegitimierten Personenkreis in Abs. 1 wird auf die Ausführungen zu § 7 Abs. 2 und 3 sowie auf § 3 BGStG verwiesen.

Ein sachlicher Grund für die ungewöhnlich kurze Verjährungsfrist zur Geltendmachung der Ansprüche nach § 7 Abs. 1 Z 1 und 5 (Nichtbegründung eines Arbeits-/Dienstverhältnisses oder Nichtbeförderung) ist nicht zu ersehen; es wäre daher wohl auf die allgemeinen zivilrechtlichen Verjährungsregelungen zu rekurrieren.

Auch die äußerst kurze Antragsfrist in Abs. 3 erscheint kaum nachvollziehbar und sollte im Sinne eines bürgernahen Diskriminierungsschutzes wenigstens auf drei bis sechs Monate erweitert werden.

Ad §§ 7g und 7h:

Es gilt das zu §§ 15 und 16 BGStG Ausgeführte entsprechend.

Ad § 7i:

Es gilt das zu § 17 BGStG Ausgeführte, wobei hier insbesondere bei der Beweisregel zu § 7b der innere Widerspruch absolut deutlich wird. In Wahrheit handelt es sich lediglich um eine einfache Wahrscheinlichkeitsabwägung, was keinesfalls dem Beweisregelniveau in Art. 7 der Richtlinie 2000/78/EG entspricht.

Ad § 7j:

Es gilt das zu § 18 BGStG Ausgeführte entsprechend.

Zu den Erläuterungen

Ad Allgemeiner Teil

Hier muss es statt „unmittelbaren und mittelbaren Behinderung“ richtig „unmittelbaren und mittelbaren Diskriminierung“ heißen.

Ad EB zu Art. I:

Hier wird lediglich auf die Kompetenztatbestände „Behindertenhilfe und Rehabilitation“ Bezug genommen; der wesentliche Regelungsgegenstand des Art. I BGStG bezieht sich aber auf „Behindertengleichstellung“, die ebenfalls derzeit als Querschnittsmaterie gilt und daher in den EB ausdrücklich als Regelungsmaterie zu nennen wäre.

Ad EB zu Art. II § 3:

Hier muss es statt „internationale Gleichstellungsgesetze“ richtig „nationale Gleichstellungsgesetze“ heißen, da die genannten lediglich für den jeweiligen Staat und nicht international wirksam sind.

Für die GRÜNEN

Abg. z. NR Theresia Haidlmayr

Behindertensprecherin der Grünen  

Wien, am 18. März 2004
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